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Bundespräsident Joachim Gauck 
beim 14. Berliner Symposium zum Flüchtlingsschutz 
der Evangelischen Akademie 
am 30. Juni 2014 
in Berlin 

Vor ziemlich genau zwei Monaten saß ich in einem 
Flüchtlingslager, in einem Zelt, es war in Kahramanmaraş, an der 
türkisch-syrischen Grenze. Ich saß mit Vater, Mutter, Großvater 
zusammen, und die erzählten von dem Krieg, der sie vertrieben und zu 
Opfern von Terror gemacht hatte. Sie waren ängstlich, aber sie waren 
geborgen. Sie hatten vier Kinder. Das jüngste war dort im Lager 
geboren. Und jetzt warteten sie.  

Ich frage mich manchmal, ob die Menschen, die ich dort getroffen 
habe, überlebt hätten, wenn sie über das Mittelmeer geflüchtet wären? 
Hätten die Kleinen es geschafft, wäre das Jüngste geboren worden, 
wer hätte überlebt, wären alle gestorben? 

In Situationen wie diesen merkt jeder: Menschen zu begegnen, 
das ist etwas anderes, als nur Zahlen zu begegnen oder Statistiken. 
Man blickt in Gesichter – verstörte, verängstigte –, hört die 
dramatischen Geschichten, spürt die Hoffnung auf Hilfe aus der Ferne, 
aus der Fremde. Irgendwoher muss sie doch kommen.  

Aber natürlich müssen sich Fachleute, die sich mit dem Thema 
Flüchtlinge befassen, auch über Statistiken beugen, müssen Zahlen 
kennen, sie verfolgen. Müssen erkennen, wie groß der Druck ist, der 
von diesem Teil der Weltbevölkerung ausgeht, die nicht beheimatet ist. 
Wenn wir Zahlen und Statistiken sehen, erkennen wir, was wir tun 
können, wo wir stehen. Also muss man auch ein paar Zahlen nennen.  

Sie alle hier im Raum wissen: Bund und Länder haben 
beschlossen, weitere 10.000 syrische Flüchtlinge aufzunehmen. Das 
empfinde ich als richtig, wichtig und wertvoll. 5.400 Syrer haben dank 
der ersten beiden Kontingente auf gefahrlosem Wege Schutz in 
Deutschland gefunden.  
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Aber der Bürgerkrieg dauert nun schon seit 2011. Die Toten, 
kann keiner mehr zählen, von mehr als 150.000 ist die Rede. Und auch 
wenn kein anderer europäischer Staat mit vergleichbaren humanitären 
Programmen auf den dramatischen Konflikt reagiert hat, auch wenn 
die, die in Deutschland aufgenommen werden, bessere Bedingungen 
vorfinden als in den meisten anderen Ländern der Welt: Der 
überwiegende Teil der rund 32.000 Syrer, die seit Beginn der Gewalt 
nach Deutschland kamen, hat sich auf anderen Wegen durchschlagen 
müssen, auch auf dem illegalen und lebensgefährlichen Weg über das 
Mittelmeer.  

Millionen sitzen in der Krisenregion fest, als Flüchtlinge im 
eigenen Land oder in Lagern in der Türkei und in Jordanien. Was dort 
geleistet wird, haben Daniela Schadt und ich mit eigenen Augen 
gesehen. Im Libanon leben derzeit mehr als eine Million Flüchtlinge. 
Das ist, gerechnet auf die Bevölkerung, als wären unter uns in 
Deutschland 20 Millionen Flüchtlinge anwesend.  

„Tun wir wirklich alles, was wir tun könnten?“ Das habe ich 
immer wieder gefragt, auch in der Weihnachtsansprache habe ich das 
getan. Sie, liebe Gastgeber, zitieren es in der Ankündigung zu diesem 
Symposium. Zahlen und Statistiken geben auch hier einen Eindruck. 

In den ersten fünf Monaten dieses Jahres wurden in Deutschland 
insgesamt 54.956 Erstanträge auf Asyl gestellt – mehr als doppelt so 
viele wie im selben Zeitraum im vergangenen Jahr. In absoluten 
Zahlen kommen in kein anderes Land Europas mehr Asylbewerber. 
Gemessen an der Bevölkerungszahl aber liegt Deutschland in Europa 
längst nicht an der Spitze, sondern auf Platz 9, deutlich hinter 
Schweden, auch hinter Österreich, hinter Ungarn und Belgien.  

Blicken wir nur auf uns selbst, dann neigen wir nicht selten zur 
Selbstgerechtigkeit. Ziehen wir aber auch in Betracht, wie viele andere 
dieselben oder ähnliche Probleme lösen, dann werden wir wohl 
zwangsläufig demütiger.  

Wer macht sich bewusst, dass sogenannte Binnenflüchtlinge den 
absolut größten Teil der Flüchtlinge in der Welt ausmachen? Wer weiß 
schon, dass insgesamt nur ein kleiner Teil der weltweit mehr als 51 
Millionen Flüchtlinge und Vertriebenen Schutz in Europa sucht – und 
ein noch kleinerer tatsächlich findet? Dass meistens die ärmsten 
Länder für die Armen aus ihrer Nachbarschaft aufkommen? Setzt man 
die Zahl der Flüchtlinge ins Verhältnis zur Wirtschaftskraft der Länder, 
so sind nach der aktuellen Statistik des UNHCR die drei größten 
Aufnahmeländer Pakistan, Äthiopien und Kenia.  

„Tun wir alles, was wir tun könnten?“ Eine Antwort liegt – nach 
den genannten Zahlen – nahe: Wir, das heißt Deutschland und auch 
Europa, tun viel. Aber nicht so viel, wie es selbst manchmal scheint.  
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Nun hat sich Politik leider nie allein am humanitär Gebotenen zu 
messen, sondern immer auch am politisch Machbaren.  

Das ist ein Satz, der mir schwer über die Lippen geht. Ich möchte 
es eigentlich anders. Aber wir leben in einem Land, in dem wir es mit 
Menschen zu tun haben, die ihrerseits begrenzt sind. Und deshalb 
richtet Politik ihr Augenmerk eben immer auch auf das Machbare. In 
diesem Satz steckt so etwas wie eine doppelte Abgrenzung: 
Abgrenzung gegenüber denen, die wünschen, wir sollten unsere Tore 
weit aufmachen für alle Mühseligen und Beladenen. Aber auch 
gegenüber denen, die meinen, die Grenze des Machbaren sei doch 
längst erreicht und wir müssten uns noch viel besser abschotten als wir 
es bisher getan haben.  

Flüchtlingspolitik wird immer eine schwierige Politik bleiben. Und 
ich sehe nirgendwo eine Patentlösung. Wir werden nie allen Bedrohten 
und Verfolgten Zuflucht und Zukunft bieten können.  

Der Asylkompromiss von 1993 hat den dramatisch gestiegenen 
Antragszahlen damals nach dem Ende der Teilung Europas Rechnung 
getragen, allerdings auf eine bis heute umstrittene Weise. Und ich will 
nicht verhehlen, in mir klingt eine Feststellung von Burkhard Hirsch 
aus dem Jahr 2002 nach, die ich als Warnung empfinde: „Die 
Geschichte des Asylrechts ist auch eine Geschichte der Abwehr von 
Zuwanderung.“  

Vielleicht ist es diese Befürchtung, die mich vor einiger Zeit 
veranlasst hat zu sagen: Wir könnten mehr tun. Wir könnten manches 
besser tun. Wir müssten es tun in Achtung der Rechte, zu denen wir 
uns doch verpflichtet haben. Vor allem sollten wir es gemeinsam tun, 
als Europäer.  

Viele Ältere von uns haben selbst noch erlebt, wie Europa ein 
Kontinent der Flüchtlinge und Vertriebenen war. Dieser Kontinent hat 
durch eine Geschichte von Gewalt und Kriegen zu den Werten 
gefunden, auf die wir heute unsere Gemeinschaft in Europa gründen: 
Menschenrechte und Demokratie, Solidarität und Offenheit – nicht 
Ängstlichkeit und Abwehr.  

In der Flüchtlingspolitik stellt uns das vor ein Dilemma: Einerseits 
hat die Europäische Union ein legitimes Interesse daran, ihre 
Außengrenzen zu überwachen und sich vor unkontrollierter 
Zuwanderung zu schützen. Andererseits muss sie sich fragen lassen, 
inwieweit sie dadurch die Rechte oder sogar das Leben derer 
gefährdet, die aus begründeter Furcht vor Verfolgung Schutz suchen.  

Das Jahr ist nun gerade zur Hälfte herum – und schon jetzt sind 
mehr als 50.000 Flüchtlinge und Migranten im Mittelmeerraum 
angekommen, mehr als im gesamten vergangenen Jahr. Darin spiegelt 
sich auch der bewaffnete Konflikt in Syrien, der zu den anderen, weiter 
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bestehenden Krisenregionen hinzugekommen ist. Ein neuer Konflikt im 
Irak existiert, wir alle wissen es.  

Die wachsende Zahl der Bootsflüchtlinge ist aber auch eine 
Reaktion auf die zunehmende Abschottung der südöstlichen 
Landgrenzen der Europäischen Union. Mehr und mehr Fluchtwillige 
suchen also den Weg, der lebensgefährlich ist, über das Mittelmeer. In 
den vergangenen anderthalb Jahrzehnten sind vermutlich rund 23.000 
Menschen beim Fluchtversuch übers Meer umgekommen. Sie sind 
verdurstet, ertrunken oder gelten als vermisst.  

Und kaum ein Tag vergeht, ohne dass von neuen Flüchtlingen die 
Rede ist. Auch der heutige nicht. Wie die meisten von Ihnen 
wahrscheinlich wissen, ist heute Morgen eine Nachricht 
herumgegangen, die uns erschüttert hat: Wieder ist ein Boot mit 30 
Toten vor der Küste Siziliens entdeckt worden. 

Ich kann mich an solche Nachrichten nicht gewöhnen. Niemand in 
Europa sollte sich daran gewöhnen. Wir sind doch stolz darauf, dass 
zwei Dutzend Staaten – darunter solche, die über Jahrhunderte hinweg 
miteinander im Krieg lagen – ihre Grenzkontrollen untereinander 
abgeschafft und einen „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts“ geschaffen haben. Der europäische Gipfel von Tampere, auf 
dem 1999 über ein gemeinsames Asylsystem verhandelt wurde, war 
sich übrigens einig: „Es stünde im Widerspruch zu den Traditionen 
Europas, wenn diese Freiheit den Menschen verweigert würde, die 
wegen ihrer Lebensumstände aus berechtigten Gründen in unser 
Gebiet einreisen wollen.“ So heißt es dort. 

Und nun die Bilder der Särge im Hangar des Flughafens von 
Lampedusa, die Bilder der kletternden Menschen am Stacheldrahtzaun 
der Exklaven Ceuta oder Melilla – sie passen doch nicht zu dem Bild, 
das wir Europäer von uns selber haben.  

Was können, was müssen wir also tun?  

Die Bundesrepublik hat bei ihrer Gründung einen fundamentalen 
Satz in ihre Verfassung geschrieben: „Politisch Verfolgte genießen 
Asylrecht“ – ein damals noch ganz nahes und ganz uneingeschränktes 
Echo auf die Leidensgeschichten ungezählter Deutscher, die vor der 
nationalsozialistischen Diktatur fliehen mussten. Wir sollten uns an 
Hannah Arendt erinnern, die nach dem Zweiten Weltkrieg angesichts 
von Staaten- und Schutzlosigkeit von Menschen das Recht, Rechte zu 
haben, einforderte. 

Sowohl unsere Verfassung als auch die Genfer 
Flüchtlingskonvention halten uns dazu an, Menschen Zuflucht zu 
gewähren, die wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, politischen 
Überzeugung oder wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe verfolgt werden. Mögen sich die Gründe für die Flucht 
in den vergangenen Jahrzehnten auch verändert haben, so bleiben die 
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Kernpunkte der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 bis heute 
gültig. 

Für mich gilt daher: Eine gemeinsame europäische 
Flüchtlingspolitik hat sicherzustellen, dass jeder Flüchtling von seinen 
Rechten auch Gebrauch machen kann – nicht zurückgewiesen zu 
werden ohne Anhörung der Fluchtgründe, gegebenenfalls auch Schutz 
vor Verfolgung zu erhalten. Auch die Hohe See ist kein rechtsfreier 
Raum, auch dort gelten die Menschenrechte. Dabei beziehe ich mich 
nicht zuletzt auf ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte.  

Eine gemeinsame europäische Flüchtlingspolitik hat also nicht nur 
die europäischen Grenzen zu schützen, sondern auch Menschenleben 
an den Grenzen Europas. Solange Asylsuchende nur in Deklarationen, 
nicht aber in der Realität in allen Mitgliedsländern die gleichen 
Bedingungen von Schutz und Hilfe erleben, werden sich alle 
europäischen Regierungen fragen lassen müssen, was sie tun, um die 
Aufnahme-, Verfahrens- und Anerkennungsstandards auch tatsächlich 
in allen Ländern anzugleichen. 

Und schließlich haben wir unter Europäern die entstehenden 
Lasten der Solidarität gerechter, transparenter und solidarischer zu 
teilen. Ich höre mit Interesse, dass Sie hier beim Symposium auch 
darüber debattieren werden, wie Lösungen aussehen könnten, die etwa 
Druck von den Grenzländern nehmen könnten und auch darüber, wie 
wir als Deutsche Teil einer fairen Lastenteilung sein können.  

Eines sollten wir nicht tun: einander vorrechnen, was erst der 
andere tun muss, bevor wir uns selbst bewegen. Denn die Flüchtlinge, 
die an Italiens oder Maltas Küsten landen, sind nicht allein die 
Flüchtlinge Maltas oder Italiens. Es sind nicht allein die Flüchtlinge von 
Lampedusa. Es sind Flüchtlinge, die in unserem Europa Schutz suchen. 
Sie haben Rechte, die zu achten wir uns als Europäer gemeinsam 
verpflichtet haben. Es ist unsere gemeinsame Verantwortung als 
Europäer, sie menschenwürdig zu behandeln.  

Unser Land hat angefangen – etwa mit den Kontingenten für 
syrische Flüchtlinge –, auch auf die neuen Herausforderungen zu 
reagieren, als Teil unserer Verantwortung in der Welt. Die 
Bürgerkriegsflüchtlinge brauchen vor allem vorübergehenden Schutz, 
den wir ihnen mit humanitären Aufnahmeprogrammen bieten können. 
Die meisten von ihnen wollen doch zurück, wenn es nur irgend geht. 

Jene Flüchtlinge aber, die nicht zurückkehren können, weil sie 
sonst verfolgt oder gar getötet würden, oder weil die Gewalt in ihrem 
Heimatland einfach nicht beendet ist, sie brauchen eine dauerhafte 
Lebensperspektive im Exil. Gut, dass Deutschland seit zwei Jahren in 
einem Resettlement-Programm besonders Schutzbedürftige aufnimmt. 
Wer mit Menschen spricht, die – oft nach quälenden Jahren der 



 Seite 6 von 8 

 

 
 

Ungewissheit – endlich ankommen können, der weiß, wie sehr man 
sich wünschen muss, noch mehr von ihnen würden diese Chance 
erhalten. Es ist gut, dass die Große Koalition bereit ist, das 
Resettlement-Programm auszubauen. Die Zahlen sprechen für sich: 
gesucht werden aktuell Plätze für 170.000 Flüchtlinge. Deutschland 
nimmt derzeit 300 pro Jahr auf, die gesamte EU ungefähr 5.000, die 
USA alleine hingegen mehr als 50.000.  

Insgesamt geht es meines Erachtens darum, die Verfahren für 
die Flüchtlinge gerechter und effektiver zu gestalten. Schnellere 
Prüfungen, wie sie im Koalitionsvertrag verabredet wurden, bringen, 
wenn sie fair bleiben, allen Seiten schneller Klarheit. Zu einer 
effektiveren Flüchtlingspolitik gehört aber auch, dass wir diejenigen auf 
humane Weise zurückweisen, die nach den gültigen Kriterien keine 
Fluchtgründe haben, die zur Aufnahme, jedenfalls bei uns in der 
Bundesrepublik, berechtigen würden. Ich wünsche mir eine Solidarität, 
die wir auch leben können.  

Es ist gut, dass sich in Bereichen, die lange umstritten waren, 
inzwischen etwas bewegt: bei der Lockerung der Residenzpflicht etwa 
oder beim Arbeitsverbot für Asylbewerber. Ich habe vor etlicher Zeit 
das Übergangswohnheim in Bad Belzig besucht. Und dort habe ich 
gesehen, dass viele, die dort untätig bleiben müssen, darunter leiden, 
sich nicht selbst ein besseres Leben erarbeiten zu können. Sie müssen 
einfach sitzen und warten. Das legt sich schwer auf ihr Gemüt. Die 
allermeisten von ihnen wollen doch keine Almosenempfänger sein. Gut 
also, wenn die Zeit des Arbeitsverbots gekürzt wird. Schwierig, wenn 
die bleibenden Beschränkungen weiterhin die Chance auf einen 
Arbeitsplatz erschweren.  

Grundsätzlich sollten wir überlegen, wie mehr Durchlässigkeit 
zwischen den Zugangswegen „Asyl“ und „Arbeitsmigration“ geschaffen 
werden kann. Denn wer einmal vergeblich um Asyl gebeten hat, wird 
kaum noch durch ein anderes Tor Einlass finden, auch wenn er oder sie 
Qualifikationen hat, die hierzulande durchaus gebraucht werden. Viele 
der Flüchtlinge, die es bis nach Deutschland geschafft haben, sind 
hochmobil, flexibel, mehrsprachig, leistungs- und risikobereit.  

Wir wissen: Die Grenzen sind oft fließend zwischen politisch 
erzwungener, wirtschaftlich erzwungener oder tatsächlich freiwilliger 
Migration. Zwar können und wollen wir die Unterscheidung nicht 
aufgeben, wer schutzbedürftig ist und wer nicht. Das Recht auf Asyl ist 
nicht verhandelbar. Wohl aber sollten wir – im nationalen wie im 
europäischen Rahmen – versuchen, unterschiedliche 
Zuzugsmöglichkeiten vom Studium bis zum Familiennachzug zu 
gewährleisten.  

Erlauben Sie mir eine kleine Abschweifung: Wir sind hier in der 
Französischen Friedrichstadtkirche, an einem Ort, der – wie auch viele 
Familiennamen in unserem Land – an eine der berühmtesten 
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Flüchtlingsgruppen der Vergangenheit erinnert: an die Hugenotten. 
Unser Bundesminister des Inneren hat also einen – ich gebe zu: sehr 
weit zurückreichenden – Migrationshintergrund. Als seine Vorfahren in 
diese Gegend kamen, hatten sie eine lange Geschichte von Verfolgung, 
Bürgerkrieg und Duldungen hinter sich. Damals gab man den 
Neuankömmlingen die Möglichkeit, sich durch eigene Arbeit einen Platz 
in der neuen Heimat zu erarbeiten – durchaus zum Vorteil des 
Aufnahmelandes. Auch daran sollten wir denken in einer Gesellschaft, 
in der viel über den demografischen Wandel, Bevölkerungsrückgang 
und drohenden Fachkräftemangel diskutiert wird. 

Migration, das haben Studien längst erwiesen, kann ein starker 
Entwicklungsmotor sein, übrigens auch für die Herkunftsländer. Oder, 
wie es der berühmte Ökonom John Kenneth Galbraith formulierte: 
„Migration ist die älteste Maßnahme gegen Armut“. Darauf sollten wir 
bauen, im besten Fall zum allseitigen Nutzen: mit Programmen, die so 
gestaltet sind, dass sie sowohl den Migranten selbst helfen als auch 
den Gesellschaften, von denen sie aufgenommen werden – und auf 
längere Sicht auch den Gemeinschaften und Gesellschaften, die sie 
verlassen haben. Wir wissen inzwischen zum Beispiel, dass Migranten 
dreimal so viel Erspartes in ihre Herkunftsländer überweisen wie 
öffentliche Entwicklungsgelder fließen. Schwerer zu berechnen, aber 
nicht minder wichtig sind die Kenntnisse und nicht zuletzt die Werte, 
die sie in ihre Heimat bringen, wenn sie zurückkehren.  

„Tun wir wirklich schon alles, was wir tun sollten?“ Die Antwort 
auf diese Frage hängt nicht allein von finanziellen Ressourcen ab oder 
von politischen Programmen, sondern mindestens ebenso von der Art 
und Weise, wie ehrlich, pragmatisch und nüchtern die Politik und die 
Gesellschaft die Herausforderungen der Flüchtlingspolitik diskutiert. 
Dabei würde deutlich, dass die Zahlen und Proportionen, die ich 
eingangs nannte, keineswegs so erschreckend sind, dass unsere 
Hilfsbereitschaft schon überfordert wäre. Solidarität ist zuerst und vor 
allem eine Grundlage unseres menschlichen Miteinanders und im 
Übrigen ist sie Kennzeichen unserer Demokratie.  

Diejenigen, die kommen, sind Menschen, die oft Schlimmes 
erlebt und Unterstützung nötig haben. Ich bin den 
zivilgesellschaftlichen Organisationen dankbar, auch den Kirchen, den 
Wohlfahrtsverbänden, den Anwälten, all den Ehrenamtlichen, die sich 
seit vielen Jahren für humane Verbesserungen in der Asylpolitik 
einsetzen und sich immer wieder gegen diejenigen wenden, die gegen 
Zuwanderer hetzen oder gar Brandsätze auf Asylbewerberheime 
werfen. Bewundernswert ist auch das Engagement vieler Kommunen, 
der Bürgerinnen und Bürger für die ganz konkreten Bedürfnisse von 
Flüchtlingen. Viele Gemeinden begreifen diese nicht länger als lästige 
Gäste auf Zeit, sondern als Menschen, denen – egal, wie lange sie 
bleiben wollen – Brücken in unsere Gesellschaft gebaut werden 
müssen, weil das auch im Sinne unserer Gesellschaft ist. Es gibt 
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ungezählte Initiativen, die auf die unterschiedlichste Weise 
Begegnungen fördern und damit auch das Verständnis für die Situation 
von Asylsuchenden.  

Das macht Mut. Wir wollen doch offen sein und offen bleiben für 
den Wunsch von Menschen, frei zu sein so wie wir das wollen: frei zu 
sein von Verfolgung, von Gewalt, von Tod. Wir wollen doch dieser ihrer 
Sehnsucht folgen und wir können dennoch in unserer Politik geerdet 
bleiben. Mit Verständnis für die Gründe, die Menschen haben, ihre 
Heimat zu verlassen. Mit Rücksicht, auch auf die Grenzen der 
Aufnahmefähigkeit unserer Gesellschaft. Aber vor allem mit Weitsicht 
bezüglich der Chancen von Zuwanderung. Wir müssen es sehen 
wollen. Und wir sehen all dies im Bewusstsein unserer gemeinsamen 
Verantwortung als Europäer.  

Wir wissen: Es wird nie möglich sein, genug zu tun. Aber wenn 
wir das uns Mögliche nicht tun, versagen wir nicht nur vor unserem 
Nächsten, sondern wir verlieren auch die Neigung zu uns selbst, 
unsere Selbstachtung. 

 

 


